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Große Anfrage 2

Schutzkonzepte in der Jugendarbeit

Ich frage das Bezirksamt:

1. Hat das Bezirksamt bereits einen systematischen Abgleich mit allen Trägern der Jugendarbeit durchge-
führt, um zu klären, ob diese Schutzkonzepte gegen sexualisierte Gewalt vorhalten?

2. Welche Maßnahmen ergreift das Bezirksamt, falls festgestellt wird, dass bestimmte Träger der Jugenda-
rbeit kein Schutzkonzept haben oder diese nicht sachgerecht umsetzen?

3. Wie stellt das Bezirksamt sicher, dass die Schutzkonzepte der Träger regelmäßig geprüft, aktualisiert 
und an aktuelle Qualitätsstandards angepasst werden (z.B. durch Beratung, Audits, Förderauflagen)?

4. Wie erfolgt die Qualitätssicherung der Schutzkonzepte auf Ebene der Bezirksverwaltung, insbesondere 
in Bezug auf Prävention, Interventionspläne und den Umgang mit Verdachtsfällen in der Jugendarbeit?

5. Sind die von der Senatorin im Abgeordnetenhaus dargestellte Abfrage bzw. Anfrage zum Vorhanden-
sein von Schutzkonzepten in den Einrichtungen in Berlin bereits beim Bezirksamt Neukölln bzw. bei den 
dortigen Trägern angekommen, und wenn ja, in welcher Form?

Berlin-Neukölln, den 20.05.2026 SPD, Frau Klein, Cordula
(Antragsteller, Fragesteller bzw. Berichterstatter)

Abstimmungsverhalten: CDU SPD Grüne Die Linke AfD Frklose

☐ über Konsensliste JA ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐
☐ Einstimmig NEIN ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐

ENTH. ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐
Ergebnis:
☐ beschlossen mit Änderung ☐ Kenntnis genommen ☐ abgelehnt ☐ gewählt
☐ zurückgezogen ☐ vertagt ☐ gegenstandslos
☐ überwiesen in den Ausschuss für (federführend)
☐ zusätzlich in den Ausschuss für 
☒ beantwortet ☐ schriftlich
☐ GB I/BzBm ☐ GB II/BiKuSport ☐ GB III/Ord ☐ GB IV/StadtUmVer ☐ GB V/SozGes ☒ GB VI/Jug
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Bezirksamt Neukölln von Berlin 22.04.2026 
Geschäftsbereich VI 2291 
Jug Dez 
 
 
Bezirksverordnetenvorsteher o.V.i.A. Sitzung am : 20.05.2026 
 Lfd. Nr. : 14.4 
 Drs. Nr. : 2375/XXI 
nachrichtlich den Fraktionen schriftlich : ☐ 
der CDU, SPD, Grüne, LINKE, AfD 
 
 

Beantwortung der Großen Anfrage 
 
Schutzkonzepte in der Jugendarbeit 

 
Sehr geehrter Herr Vorsteher, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Klein, 
 
für das Bezirksamt beantworte ich die Große Anfrage der Fraktion der SPD wie folgt: 
 
Zu 1.: 

Im ersten Schritt werden die kommunalen Kinderschutzkonzepte ausgewertet und Qualitätskri-
terien entwickelt, nach denen diese geprüft werden. Danach erfolgt die Abfrage bei den freien 
Trägern. Parallel fand bereits eine Veranstaltung mit kommunalen und freien Trägern der Ju-
gendarbeit in Kooperation mit dem Sozialpädagogischen Fortbildungsinstitut Berlin-Branden-
burg (SFBB) statt, um Fortbildungsbedarfe zu eruieren. 
 
Zu 2.: 

Hier ist zu unterscheiden ob es ein institutionelles Kinderschutzkonzept des Trägers und/oder 
ein einrichtungsbezogenes Kinderschutzkonzept für die Jugendarbeit gibt. Ein fehlendes insti-
tutionelles Kindeschutzkonzept würde auch in anderen Bereichen, in denen der entsprechende 
Träger tätig ist, einer Prüfung durch Senat und Bezirk bedürfen. 
 
Einrichtungsbezogene/projektbezogene Schutzkonzepte spezifizieren das institutionelle 
Schutzkonzept des Trägers und sind nach Größe und Vielfältigkeit (Geschäftsfelder) des Trä-
ger eigens entwickelt oder fester Teil des institutionellen Schutzkonzeptes. Es ist daher genau 
zu prüfen, ob es kein Schutzkonzept gibt oder ein nicht sachgerechtes. 
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Im ersten Schritt ist zu klären, warum dieses ggf. nicht vorhanden ist und wie die internen Struk-
turen des Trägers hierzu aufgebaut sind, welche Unterstützung dieser bzw. der Verband ge-
leistet hat, leisten sollte oder leisten kann und welche Unterstützung noch benötigt wird. Im 
Leistungsvertrag ist ein einrichtungsbezogenes Schutzkonzept als Kriterium der Leistungsfinan-
zierung beschrieben. Daher muss der Träger aufgefordert werden dies schnellstmöglich nach-
zuarbeiten und Fortbildungen durchzuführen. Bis zur Nachreichung muss eine Prüfung erfolgen, 
ob der Leistungsvertrag/die Tätigkeit ruht. 
 
Zu 3.: 

Die Verpflichtung zur Vorhaltung eines Kinderschutzkonzepts ist bereits seit Jahren im Leis-
tungsvertrag festgelegt. Die qualitative Einhaltung und Aktualisierung obliegt verpflichtend 
dem Träger der Jugendhilfe. Das Vorgehen gemäß § 8a SGB VIII und § 79a SGB VIII ist zudem 
Teil des Qualitätshandbuchs der Jugendarbeit, das für alle Einrichtungen in Berlin gilt. 
 
Eine jährliche inhaltliche Überprüfung kann es lediglich in Stichproben geben. Zudem können 
die Schutzkonzepte Teil der jährlichen Auswertungsgespräche zwischen den Trägern und den 
Projektverantwortlichen im Jugendamt sein. 
 
Mit dem SFBB entwickelt das Jugendamt derzeit Formate, die eine Sensibilisierung und struk-
turelle Einbindung eines gelebten Schutzkonzeptes und Fachberatung in der Einrichtung selbst 
und einrichtungsübergreifend befördern. 
 
Zu 4.: 

Zunächst einmal sei hier bemerkt, dass jeder Kinderschutzfall anders bzw. ein Einzelfall ist. 
 
Die Leitungen der kommunalen Einrichtungen sind erfahren im Umgang mit Kindeswohlgefähr-
dungen, die möglicherweise von den Personensorgeberechtigten ausgehen oder von Erwach-
senen, die sich in den Einrichtungen befinden. Hier gibt es immer wieder Fortbildungen seitens 
des Regionalen Sozialen Dienstes (RSD) und Hinweise der Sozialraumkoordinierenden bzw. 
Handlungsabläufe. Die Meldeketten sind nach den Vorfällen in der Einrichtung Wutzkyallee 
überarbeitet und aktualisiert worden. 
 
Im Hinblick auf mögliche Peergewalt sind alle Einrichtungen sensibilisiert, ein Handlungsleit-
faden wird erarbeitet. Gespräche hierzu erfolgen gegenwärtig mit dem Sozialpädagogischen 
Fortbildungsinstitut SFBB. Dabei geht es vorrangig um Unsicherheiten einiger Einrichtungen 
und Träger in Bezug auf die Entwicklung der Kinderschutzkonzepte inklusive der Schutzkon-
zepte, die Peergewalt mit umfassen. 
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Das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendarbeit nach § 11 SGB und § 12 SGB VIII hat auf-
grund ihres spezifischen Aufbaus und ihrer Heterogenität einen Bedarf an einem deutlich wei-
ter gefassten Schutzkonzept, als in anderen Bereichen der Jugendhilfe. Beispielsweise ist dies 
im Hinblick auf physische und psychische Gewalt von außen gegen die Einrichtung (z.B. Be-
drohungen) oder Angriffe bei Ausflügen/Reisen notwendig. Dieses und andere Themenfelder 
werden in Handlungsempfehlungen für Kinderschutzkonzepte kaum berücksichtigt. Auch dazu 
ist das Jugendamt mit dem SFBB und auch überbezirklich im Austausch. 
 
Zu 5.: 

Das Jugendamt Neukölln hat einen Fragebogen der SenBJF bezogen auf die Vorfälle sexua-
lisierter Gewalt in der Einrichtung Wutzkyallee erhalten, in der auch nach Schutzkonzepten 
gefragt wurde. 
 
 Es gilt das gesprochene Wort! 

 
 
Sarah Nagel 
Bezirksstadträtin 
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